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Vom Sinn und Unsinn der 35-Stunden-Woche
Von Gerold Meyer-Thoms

Die Forderung nach einer Verkiirzung der Wochenarbeitszeit, die im Mittel-
punkt der diesjdhrigen Lohnrunde stand, wird vermutlich auch in den kom-
menden Jahren auf der Tagesordnung von Tarifverhandlungen stehen. Die
Gewerkschaften haben jedenfalls verlauten lassen, dall der Einstieg in die
35-Stunden-Woche lediglich eine Etappe im Kampf um die Realisierung wei-
tergehender Arbeitszeitziele darstelle. Dabei begriinden sie die Notwendig-
keit forcierter Arbeitszeitverkiirzungen nicht nur beschiftigungspolitisch, son-
dern auch wohlfahrts-, sozial- und machtpolitisch. Der vorliegende Beitrag
priift die vorgebrachten Argumente.

Die Wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland ist gegenwirtig
vom angestrebten Ziel der Vollbeschéftigung so weit entfernt wie nie
zuvor. Mit mehr als zwei Millionen registrierten Arbeitslosen ist das
AusmalB der Arbeitslosigkeit derzeit sogar hoher als in den frithen
fiinfziger Jahren, als Millionen Heimatvertriebene in die Bundesrepu-
blik stromten und den Arbeitsmarkt zusitzlich belasteten. Die Be-
kimpfung der Arbeitslosigkeit gilt deshalb allgemein als die dring-
lichste wirtschaftspolitische Aufgabe, zumal auch in den kommenden
Jahren mehr Arbeitskréfte in das Erwerbsleben dridngen als altersbe-
dingt aus ihm ausscheiden — nach amtlichen Schétzungen bis zu einer
Million in den néchsten fiinf Jahren. Wihrend aber iiber die Notwen-
digkeit einer Verringerung der Arbeitslosigkeit zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern, Politikern und Wissenschaftlern Einigkeit be-
steht, ist iiber den einzuschlagenden Weg ein heftiger Streit entbrannt.
Dabei wird der Schliissel zur Losung der driickenden Probleme auf
dem Arbeitsmarkt von den einen in einer Verringerung der Arbeits-
kosten und von den anderen in einer Verringerung der Arbeitszeit
gesehen.

In dieser Auseinandersetzung, in der die Diskussion um die beschéfti-
gungspolitische Effizienz der verschiedenen Formen der Arbeitszeit-
verkiirzung einen breiten Raum einnimmt!, wird eine lineare Ver-
ringerung der wochentlichen Arbeitszeit von derzeit 40 auf 35 Stunden

1 Eine umfangreiche Literaturiibersicht bietet Kiihlewind (1979), 441 ff.;
einen Literaturbericht Priewe (1978), 200 ff.; aus der neueren Literatur vgl.
die Beitrige zahlreicher Autoren in den Sammelbinden von Kutsch / Vilmar
(1983) sowie der Aktionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft (1983).
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490 Gerold Meyer-Thoms

insbesondere von jenen gefordert, die den Gewerkschaften angehdren
oder ihnen nahe stehen.? Sie sehen darin freilich nicht nur

® cin erfolgversprechendes, ja das einzig wirksame Rezept zur Siche-
rung bestehender und Schaffung neuer Arbeitspldtze und damit zur
Losung des Beschéftigungsproblems,

sondern zumeist auch

@ einen wirksamen Beitrag zur Steigerung der individuellen wie der
gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt und damit zur Erhéhung der Le-
bensqualitdt, sowie

® cinen sicheren Weg zur Reduzierung allzu hoher Arbeitsbelastungen
und damit zur Humanisierung der Arbeit,

und vereinzelt auch

® ein geeignetes Mittel zur Stdrkung der gewerkschaftlichen Position
in Tarifverhandlungen und damit zur Anderung der gesellschaft-
lichen Machtverhéltnisse.

Von der Einfiihrung der 35-Stunden-Woche erhoffen sich deren Be-
fliirworter also nicht nur den Abbau der Arbeitslosigkeit, sondern auch
die Realisierung gesellschaftlicher (Reform-)Ziele® Sind solche Hoff-
nungen begriindet?

Steigerung der Wohlfahrt?

Nach Ansicht ihrer Befiirworter geht eine Verkiirzung der Wochen-
arbeitszeit mit einer Steigerung der einzel- wie der gesamtwirtschaft-
lichen Wohlfahrt einher, weil sie auf der einen Seite den Beschiftigten
mehr Freizeit und damit die Moglichkeit verschafft, die beruflichen
Interessen besser mit den privaten, familidren und gesellschaftlichen zu
verbinden, und auf der anderen Seite den Arbeitslosen die Chance
bietet, einen Arbeitsplatz zu finden.4

2 Deutscher Gewerkschaftsbund DGB (1980), (1983); Deutsche Angestellten
Gewerkschaft DAG (1983); Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut
des Deutschen Gewerkschaftsbundes WSI (1983 a), (1983 b); Sozialdemokrati-
sche Partei Deutschlands SPD (1983); Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts-
politik (1983); Okumenisch-Sozialethischer Arbeitskreis Kirche - Gewerk-
schaft (1983).

3 Der Katalog der Wiinsche und Hoffnungen, die sich mit der Forderung
nach einer Verkiirzung der Wochenarbeitszeit verbinden, ist auBerordentlich
umfangreich; in der aktuellen Diskussion dominieren freilich die genannten
Aspekte.

4 Immer mehr Menschen sehen keinen Sinn darin, immer mehr Zeit des
Lebens in der Arbeit zu opfern, und immer mehr Menschen zweifeln am
Lebenssinn, weil ihnen die Arbeit fehlt. Was liegt angesichts dieser Situation
... n#her, als die vorhandene Arbeit durch Arbeitszeitverkiirzung auf alle
Arbeitswilligen und Arbeitsfdhigen zu verteilen.“ Gabriel (1981), 101; ebenso
Bdcker (1983), 49 ff.
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ARBEITSZEIT UND ARBEITSZEITVERKURZUNG
Entwicklung von 1960 bis 1982

Wochenarbeitszeit je Arbeitnehmer

in Stunden
4,0 | - 40
tariflich vereinbart
42,0 |- 2.0
40',.0 40,0
tatstichlich geleistet?
38,0 - 38,0
36,0 - -1 36,0
3,0 - -1 3,0
32,0 32,0
“rrrrrrierrrrirrrrrr T
Verkiirzung der Wochenarbeitszeit
1960 = 100

100,0 e er————— durch: Teilzeit-Beschiftigung 1100.0
95,0 |- 77~~— 35,0

4 Verldngerung des Jahresurlaubs

tarifliche Vereinbarungen
90,0 - Isgesamt? 90,0
85,0 |- —1 85,0
a) geleistete Arbeitszeit, nicht durch Kurzarbeit gedriickt,
80,0 80,0
AR,
60 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80 81 82
Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bund tes sowie der Bundes—-

anstalt fir Arbeit.~ 1) Einschl. geleisteter Uberstunden, abzliglich ausgefallener Stunden
durch Kurzarbeit, Jahresurlaub, Krankheit, Schlechtwetter, Arbeitskimpfe sowie Ver
minderung der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit durch Zunahme der Teilzeit=
Beschiftigung.

Hierbei wird indes oft iibersehen, dafl der Gewinn an Freizeit von
den Beschiftigten stets mit dem Verzicht auf Einkommen und mithin
auf eine Verbesserung der materiellen Lebensbedingungen erkauft
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492 Gerold Meyer-Thoms

werden mufl.5 Bedeutet aber jede Verkiirzung der Arbeitszeit letztlich
immer einen Verzicht auf Einkommen, vermag sie die individuelle
Wohlfahrt nur zu steigern, wenn der Wunsch nach mehr Freizeit stér-
ker wiegt als der nach mehr Einkommen, Demoskopische Untersu-
chungen belegen dies indes nicht® — im Gegenteil: représentative Be-
fragungen der erwerbstitigen Bevolkerung kommen iiberwiegend zu
dem Ergebnis, daB (1) die individuellen Arbeitszeit- und Einkommens-
wiinsche stark differieren, auf jeden Fall viel zu unterschiedlich sind,
als daBl eine kollektiv verordnete, fiir alle Beschéaftigten in gleicher
Weise giiltige Arbeitszeitregelung ihnen in ausreichendem Mafle Rech-
nung tragen kdnnte, und dal} (2) das Interesse an einem héheren Ein-
kommen nach wie vor stark ausgeprégt ist, jedenfalls so stark, daB
eine generelle Verkiirzung der Arbeitszeit den Einkommenswiinschen
vieler, wenn nicht der Mehrheit der Arbeitnehmer zuwiderliefe.

Die Erfahrungen in der Vergangenheit widersprechen einer solchen
Einschiatzung keineswegs. Zwar diirfte die Verkiirzung der tariflichen
Wochenarbeitszeit von 44 auf 40 Wochenstunden und die der tatséch-
lich geleisteten von 40 auf knapp 33 Stunden seit Beginn der sechziger
Jahre den Arbeitszeitwiinschen der Beschéftigten entsprochen haben,
dies belegt indes nicht, daB es die Einfiihrung der 35-Stunden-Woche
auch tdte. Denn damals war das Wirtschaftswachstum so stark, daB es
den Beschiftigten sowohl einen htheren Lebensstandard als auch eine
kiirzere Arbeitszeit ermdglichte — derzeit ist es so schwach, dall eine
kiirzere Arbeitszeit nur bei Hinnahme eines niedrigeren Lebensstan-
dards zu haben wire. Zudem wurde selbst damals nur knapp ein Vier-
tel der Produktivitdtszunahme zur Verkiirzung der Arbeitszeit genutzt;
drei Viertel dienten der Verbesserung der Giiterversorgung.

Geht man also davon aus, dal diese Verteilung des Produktivitits-
zuwachses auf Freizeit und Einkommen den Priferenzen der Beschif-
tigten entsprach, so iiberwog damals offenbar der Wunsch nach einer
Verbesserung der materiellen und nicht der nach einer der immateriel-
len Bestandteile der Wohlfahrt. Nichts spricht dafiir, daB hier in den
letzten Jahren ein grundlegender Wandel eingetreten wire; ja, die Ex-
pansion der sogenannten Schattenwirtschaft scheint vielmehr darauf
hinzuweisen, dall das Interesse beachtlich vieler Arbeitnehmer nach
wie vor vorrangig darauf gerichtet ist, ein htheres Einkommen zu er-

5 Dies gilt selbst dann, wenn ein voller Lohnausgleich gewidhrt wird. Denn
auch wenn das Arbeitsentgelt je Arbeitsstunde im gleichen Umfang steigt
wie die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden sinkt, wire das wiochentliche
Arbeitseinkommen hdéher, wenn bei gleicher Entwicklung des Stundenlohnes
die Arbeitszeit unverdndert bliebe.

6 Eine zusammenfassende Darstellung und Wertung der Ergebnisse von
Reprisentativumfragen geben Hof (1979), 40 ff.; Mertens (1983), 207 ff. sowie
Brinckmann (1983), 106 ff.
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zielen — und dies selbst um den Preis einer geringeren Freizeit.” Eine
generelle Verkiirzung der Wochenarbeitszeit hatte folglich bei all jenen,
denen am bestehenden oder an einem hoheren Einkommen gelegen ist,
Wohlfahrtseinbullen zur Folge.

Gewill konnte die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt gleichwohl stei-
gen, ndmlich dann, wenn dem wohlfahrtsenkenden Effekt der Verlet-
zung individueller Arbeitszeitwiinsche der Beschiftigten ein wohl-
fahrtsteigernder Effekt der Erfiillung von Beschaftigungswiinschen der
Arbeitslosen gegeniiberstiinde und diesem ein stirkeres Gewicht beizu-
messen wire. Wer aber so argumentieren wollte, miilite nicht nur zwei-
felsfrei belegen, daBl (1) die Wohlfahrtsgewinne der einen grofer sind
als die Wohlfahrtsverluste der anderen, sondern auch, daf} (2) die Ver-
kiirzung der wochentlichen Arbeitszeit fiir die Arbeitslosen die Chance
erhoht, einen Arbeitsplatz zu erhalten, und dall es (3) keine Mdglichkeit
gibt, einen Ausgleich zwischen den Beschiftigungswiinschen der Ar-
beitslosen und den Arbeitszeit- und Einkommenswiinschen der Be-
schéftigten herbeizufithren, daf} also insbesondere der Weg versperrt
ist, durch ein héheres Wachstum jedem Arbeitsuchenden einen Arbeits-
platz zu verschaffen.

Solange also ein interpersoneller Nutzenvergleich nicht mdoglich, die
beschiftigungspolitische Effizienz von Arbeitszeitverkiirzungen um-
stritten und die Existenz von Wachstumsbarrieren zweifelhaft ist,
steht das wohlfahrtspolitische Argument zur Begriindung der 35-Stun-
den-Woche auf schwachen Fiiflen; es konnte bestenfalls die Forderung
nach einer Flexibilisierung, nicht aber die nach einer generellen Ver-
kiirzung der Arbeitszeit iiberzeugend begriinden. Dies um so weniger,
als eine staatlich verordnete oder tarifvertraglich vereinbarte Absen-
kung der wochentlichen Arbeitszeit, die den Arbeitszeitwiinschen der
Betroffenen widerspriche, wohl ,,. .. den hirtesten Eingriff in die wirt-
schaftliche Betétigungsfreiheit der Arbeitnehmer bedeutete.“®

Humanisierung der Arbeit?

Das Plidoyer fiir eine Verkiirzung der Wochenarbeitszeit aus huma-
nitdren Griinden stiitzt sich auf die These, daBl in der Vergangenheit die
Verbesserung der Arbeitsbedingungen nicht oder nicht in ausreichen-
dem Mafle mit der wirtschaftlich-technischen Entwicklung Schritt ge-

7 Einer empirischen Studie von Langfeld (1982) zufolge expandierte in der
Bundesrepublik die illegale Wirtschaft in den siebziger Jahren sogar stidrker
als die legale; zitiert nach Soltwedel/Walter (1982), 28.

8 Sachverstidndigenrat (1978), 37; zu den ordnungspolitischen Aspekten
staatlich verordneter und tarifvertraglich vereinbarter Arbeitszeitverkiirzun-
gen vgl. Watrin (1983), 13 ff.
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halten habe, ja daB — im Gegenteil — technischer Fortschritt und
organisatorischer Wandel die kérperlichen und geistigen Belastungen
am Arbeitsplatz weiter gesteigert hiitten.® Mit einer Verkiirzung der
Wochenarbeitszeit wiirde deshalb ein wichtiger und dringlicher Schritt
zur Humanisierung der Arbeitsbedingungen getan; zumn einen, weil mit
der kiirzeren Arbeitszeit uno actu eine Reduzierung der durch Arbeit
und Arbeitsleistung bedingten Belastungen einhergehe, zum anderen,
weil mit der hoheren Freizeit ein wirksamer Ausgleich fiir die steigen-
den Leistungsanforderungen und Belastungen am Arbeitsplatz ge-
schaffen wiirde.

Zwar werden die quantitativen und qualitativen Beschiftigungsef-
fekte des techmischen Fortschritts in der wissenschaftlichen Literatur
seit jeher kontrovers diskutiert, wobei sich — offenbar je nach Lage
und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt — mal die optimistischen und
mal die pessimistischen Einschitzungen im Aufwind befinden, die These,
dall sich mit dem technischen Wandel die physischen und psychischen
Belastungen am Arbeitsplatz erhdhten, der Leistungsdruck im Gefolge
verstiarkter Automatisierungs- und Rationalisierungsbemiihungen per-
manent steige, ist indes im Lichte der vorliegenden wissenschaftlichen
Forschungsansétze und Untersuchungsergebnisse kaum zu halten.!® Zu-
mindest in Bezug auf die physischen Leistungsanforderungen am Ar-
beitsplatz wird in der wissenschaftlichen Literatur nahezu einhellig die
Ansicht vertreten, daB mit der fortschreitenden Technisierung eine
Verringerung und nicht eine Steigerung der korperlichen Belastungen
einhergehe. Diese Einschétzung wird zudem durch zahlreiche empirische
Einzeluntersuchungen erhirtet, die belegen, dall mit der Anwendung
neuer Technologien vorrangig solche Titigkeiten entbehrlich oder von
Maschinen iibernommen werden, die mit schweren korperlichen An-
strengungen verbunden sind und das Entstehen von Berufskrankheiten
begiinstigen, und dall durch Mechanisierung und Automatisierung der
Fertigung in vielen Bereichen unfalltrichtige Arbeitsabldufe entschirft
werden.

9 So erklirte der stellvertretende Vorsitzende der IG Metall, F. Stein-
kiihler, auf einer Tagung des Arbeitskreises des DGB am 14./15. 10. 1975 in
Sindelfingen: , Allzuoft erweisen sich neue Verfahren und Methoden der
Arbeitsgestaltung als Etikettenschwindel, als neu aufpolierte Strategien einer
verfeinerten SchweiBauspressung”; zitiert nach Matthdfer (1980), 17; ebenso
Bispinck / Schneider (1983), 79; und Briefs (1981), 82 {f.

10 Die Zahl der Untersuchungen iiber die Auswirkungen des technischen
Fortschritts auf die Beschiftigung ist in den letzten Jahren sprunghaft ge-
stiegen. Eine Zusammenfassung und Auswertung vorliegender Forschungs-
ergebnisse bieten das Institut fiir Systematik und Innovationsforschung
(1977); sowie Rupp (1978); das Bundesministerium fiir Forschung und Techno-
logie (1980); und Dostal (1982). Die Entwicklungslinien der wissenschaftlichen
Diskussion um die Folgen der Automation fiir Wirtschaft und Verwaltung
werden aufgezeigt von Meier (1981), 107 ff.; sowie Dostal (1982 a), 152 ff.
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Hinsichtlich der nervlich-psychischen Belastungen am Arbeitsplatz
kann die These von den negativen Folgewirkungen technischer Neue-
rungen zwar nicht so eindeutig verworfen werden, ihr ist aber gleich~
wohl mit Reserve zu begegnen. Weder aus den vorliegenden wirt-
schaftstheoretischen noch den empirischen Arbeiten lassen sich jeden-
falls generelle Aussagen gewinnen, da die Einschitzung der Entwick-
lung vor allem wegen der Vielzahl der zu beriicksichtigenden Arbeits-
platzdimensionen, der Schwierigkeiten bei der Messung psychischer Be-
lastungen und des Fehlens konsistenter Bewertungsmafistibe kontro-
vers diskutiert wird. Ob der Einsatz neuer Technologien fiir die Be-
schéftigten somit in zunehmendem Mafle mit einer Dequalifizierung,
einer Auszehrung von Arbeitsinhalten, dem Verlust an Bewegungs-
raum, der Entfremdung von der Arbeit und sozialer Isolation verbun-
den ist, oder ob er — im Gegenteil — eine Htherqualifizierung der Be-
schiftigten ermoglicht, sie von der Ausiibung uniformer Téatigkeiten
befreit, ihren Arbeitsplaz beweglicher gestaltet und kooperative Orga-
nisationsformen begiinstigt, muBl also offen bleiben — zumindest so
lange die Einfliisse und Wirkungszusammenhinge in ,Mensch-Ma-
schine“-Systemen nicht hinreichend erforscht und die Auswirkungen
einer fortschreitenden Technisierung und Automatisierung auf die Ar-
beitsbedingungen und -belastungen mithin ungewiBl sind. Insofern
diirften Aussagen, wonach der Einsatz neuer Technologien bewirke,
.- - . daB zusitzlich zu den in weiten Bereichen bereits bestehenden be-
lastenden und zum Teil unmenschlichen Arbeitsplitzen viele neue und
zum Teil ebenso belastende und unmenschliche Arbeitspldtze hinzu-
kommen“!!, nicht viel mehr sein als vorurteilsbeladene Spekulationen.

Wohlgemerkt: Hier soll nicht geleugnet werden, dall mangelhafte
Arbeitsgerite und fehlerhafte Arbeitsorganisation noch immer zu einer
erheblichen Zahl von Arbeitsunfillen fiihren, und daBl an vielen Ar-
beitspldtzen durch Larm, Staub, Hitze, K&lte, Ndsse, Zugluft und andere
Einfliisse berufsbedingte Erkrankungen hervorgerufen werden, kurz-
um: daB an vielen Arbeitspldtzen verbesserungsbediirftige, ja unzu-
mutbare Arbeitsbedingungen vorherrschen. Auch soll nicht bestritten
werden, daB der technische Wandel meist auch mit einer Anderung
der Arbeitsinhalte, -beziehungen und -anforderungen verbunden ist,
die insbesondere fiir jene Beschiiftigten eine Belastung darstellen, die
ihren Arbeitsplatz aufgeben miissen oder gezwungen sind, den erlern-
ten Beruf zu wechseln. Es ist aber zu bezweifeln, dall zwischen der ge-
leisteten Arbeitszeit und den Arbeitsbedingungen und -belastungen
jene Zusammenhinge bestehen, die von den Verfechtern einer Verkiir-
zung der Arbeitszeit mit dem Ziel, die Arbeit zu humanisieren, postu-
liert werden.

11 Briefs (1981), 83.
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Aber selbst wenn sie bestiinden, wire eine pauschale Verkiirzung
der Wochenarbeitszeit fiir alle Beschiftigten angesichts der unterschied-
lichen physischen und psychischen Belastungen, denen die Beschéftig-
ten je nach Branche und ausgeiibtem Beruf ausgesetzt sind,!? wenig
sinnvoll; angebracht winren dann differenzierte, also auf die jeweiligen
Arbeitsbedingungen ausgerichtete Regelungen. Dafl gleichwohl eine
lineare Senkung der Wochenarbeitszeit fiir alle Arbeitnehmer gefordert
wird, scheint deshalb jene zu bestitigen, die in der Forderung nach Ein-
fithrung der 35-Stunden-Woche nur den ersten Schritt einer gewerk-
schaftlichen Arbeitszeitpolitik vermuten, die darauf zielt, zunéchst eine
Verkiirzung der Wochenarbeitszeit fiir alle durchzusetzen, um anschlie-
Bend — mit dem Argument der Beseitigung einer , Ungleichbehand-
lung” besonders stark belasteter Arbeitnehmer — eine Differenzierung
zu erzwingen, die im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt eine weitere
Absenkung der wochentlichen Arbeitszeit bedeutete. Das Humanisie-
rungsargument steht somit in dem Verdacht, nur vorgeschoben zu sein.
Dies um so mehr, als ohnehin nicht recht einzusehen ist, warum bei
dem Bemiihen, arbeitsbedingte Belastungen zu reduzieren, einer Stira-
tegie der Vorzug gegeben wird, die passiv darauf ausgerichtet ist, die
Einwirkungsdauer dieser Belastungen zu verringern und fiir sie einen
Freizeitausgleich zu schaffen, statt einer, die aktiv auf die Anderung
der Arbeitsbedingungen zielt. Durch eine kiirzere Wochenarbeitszeit
lassen sich jedenfalls weder die Arbeitsinhalte, noch die Arbeitsumwelt
und vermutlich auch nicht die Arbeitsorganisation ,humaner® gestalten.
Eine auf dieses Ziel ausgerichtete Politik hédite deshalb vorrangig an
den Arbeitsbedingungen und nicht an der geleisteten Arbeitszeit anzu-
setzen.

Losung des Beschiftigungsproblems?

In der aktuellen Diskussion um das Pro und Contra einer Verkiirzung
der Wochenarbeitszeit stehen derzeit freilich weniger Wohlfahrts- oder
Humanisierungsaspekte, sondern eindeutig beschiftigungspolitische
Uberlegungen im Vordergrund.’® Von den Gewerkschaften, aber auch
vielen anderen, wird die Einfithrung der 35-Stunden-Woche jedenfalls
vor allem im Hinblick auf eine bedriickende mittel- und langfristige
Beschiftigungsperspektive gefordert, die ein Anschwellen des Arbeits-
losenheeres auf iiber sechs Millionen bis in die neunziger Jahre erwar-
ten lasse, sofern eimer solchen Entwicklung nicht mit einer Strategie

12 Vgl. dazu v. Hennings (1981), 362 ff.

13 Die aktuelle Diskussion um die Verkiirzung der Wochenarbeitszeit als
Mittel zur Bekédmpfung der Arbeitslosigkeit schlielt damit an jene an, die —
zum Teil mit den gleichen Argumenten — wihrend der Weltwirtschaftskrise
in Deutschland gefithrt wurde; vgl. Mettelsiefen (1978), 195 ff.; sowie Oftt
(1979), 390 ff.
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der forcierten Verknappung des Arbeitszeitangebots, eben der 35-Stun-
den-Woche, rasch und entschieden entgegengewirkt wiirde.

Denn anders als in den fiinfziger und sechziger Jahren, als ein unge-
deckter Bedarf und deshalb kriftiges Wirtschaftswachstum die negati-
ven Beschiftigungseffekte des technischen Fortschritts nicht habe in
Erscheinung treten lassen, miisse es nun zu Freisetzungen in groBem
Umfang kommen, weil sich im Zuge einer schubartigen Entwicklung
arbeitsparender Technologien die Rationalisierungs- und Automatisie-
rungsbemiihungen der Unternehmen verstdrkt hitten, die Nachfrage
wegen des Erreichens allgemeiner S&ttigungsgrenzen aber eine Aus-
dehnung der Produktion im Ausmal des Produktivitdtszuwachses nicht
mehr zulasse. Da zudem, demographisch bedingt, mehr junge Arbeits-
krifte in das Erwerbsleben eintriten als alte aus ihm ausschieden und
deshalb ein schrumpfender Bestand an Arbeitspldtzen einer wachsen-
den Zahl von Arbeitskriften gegeniiberstiinde, kdnne die sich abzeich-
nende Massenarbeitslosigkeit weder durch befristete Beschidftigungs-
programme, noch durch die Selbstheilungskréfte des Marktes verhin-
dert werden, sondern nur dadurch, daB die vorhandene Arbeit teilweise
umverteilt wiirde von jenen, die einen Arbeitsplatz haben, zu jenen,
die einen suchen.!¥ Dies um so mehr, als eine derartige Umstrukturie-
rung des Arbeitsvolumens zu Lasten der Arbeitszeit die Beschiftigung
nicht nur direkt, sondern auch indirekt stiitzte — nidmlich dadurch, dal
mit der hoheren Freizeit Konsumaktivitdten angeregt wiirden, die die
Nachfrage nach Giitern steigen lieBen und mit ihr die nach Arbeits-
kriften.1s

Nun héngt die Effizienz wirtschaftspolitischer MaBnahmen zur Be-
seitigung von Fehlentwicklungen, gleich welcher Art, entscheidend da-
von ab, ob mit ihnen die Ursachen der Fehlentwicklung beseitigt wer-
den. Zur Losung der Probleme auf dem Arbeitsmarkt triige eine Ver-
kiirzung der Arbeitszeit folglich nur bei, wenn die Ursachen der hohen
und steigenden Arbeitslosigkeit in einer zu langen Anrbeitszeit ldgen,
also darin, daf} die bei den derzeitigen Arbeitszeitbedingungen bei Voll-
auslastung der bestehenden Produktionskapazitdten mogliche Produk-
tion zu kostendeckenden Preisen am Markt nicht abzusetzen wipe und
deshalb nicht produziert wiirde. Dies freilich setzte eine allgemeine
Marktsdttigung voraus.

14 Durch keine, wie auch immer gesteuerte Wachstumspolitik, selbst mit
irreparablen, 6kologischen Schiden erkauft, ist das wachsende Millionenheer
der Arbeitslosen ... aus der Welt zu schaffen. Nach allen uns zur Verfiigung
stehenden Prognosen sind diese katastrophalen Arbeitslosenmassen ohne
systematische Arbeitszeitverkiirzung nicht wieder ins Arbeitsleben zu inte-
grieren.“ Vilmar (1983), 28.

15 Vgl. Kunz (1983), 267 ff.
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Ist ndmlich der Bedarf ungedeckt und richten sich die Preise auf den
Giiter- und Faktormirkten nach Angebot und Nachfrage, sind Uber-
kapazitit und Arbeitslosigkeit in einer Marktwirtschaft allenfalls
kurzfristig moglich. Weder ein wachsendes Erwerbspersonenpotential
noch eine Beschleunigung des technischen Fortschritts kénnen jedenfalls
fiir sich genommen, also ohne daB eine Sittigung des Bedarfs vorlége,
eine langerfristige Unterbeschaftigung bewirken, da bei hinreichender
Mobilitdit Wettbewerb und Preismechanismus dafiir sorgten, daB die
zusitzlich auf den Markt dringenden jungen Arbeitskridfte einen Aus-
bildungs- oder Arbeitsplatz erhielten und die in schrumpfenden Bran-
chen freigesetzten Arbeitskrifte von wachsenden aufgenommen wiirden.

Unter arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten wire eine Verkiir-
zung der Arbeitszeit somit nur bei allgemeiner Bedarfssédttigung zu
diskutieren — derzeit also nicht. Denn der These, wonach der Bedarf
iiberall an Grenzen stole, widerspricht nicht nur die Entwicklung der
Sparquote, die in den letzten Jahren gesunken und nicht — wie es bei
Séttigung zu erwarten wire — gestiegen ist, sondern auch die Hérte,
mit der in Tarifverhandlungen um Lohnzuwé&chse gerungen wird; bei
gedecktem Bedarf ist das Streben nach hoherem Einkommen jedenfalls
mit rationalem Verhalten kaum vereinbar.!®

Liegt aber eine allgemeine Séattigung des Bedarfs nicht vor'?, und
kénnen — wie oben dargelegt — Uberkapazitit und Arbeitslosigkeit
bei funktionierenden Marktmechanismen allenfalls kurzfristig auftre-
ten, so mul — im UmkehrschluB — die Ursache fiir eine langanhal-
tende Wachstumsschwiche, wie die derzeit zu beobachtende, in einer
mangelnden Funktionsfihigkeit der Markt(preis-)mechanismen gesehen
werden; beschiftigungpolitische MaBnahmen hétten folglich hier und
nicht an der Arbeitszeit anzusetzen.

In der Tat liegen die Griinde fiir das Nachlassen des Wirtschafts-
wachstums und das Fehlen von Eigendynamik, die sich in hoher und
steigender Arbeitslosigkeit niederschlagen, in der wunzureichenden
Steuerungs- und Koordinierungskraft der Marktmechanismen. Diese
ergab sich indes weder ,systembedingt” noch ,schicksalhaft*, sondern
als Folge der Lihmung, Einengung und Fehlleitung von Marktkraften
durch eine Wirtschaftspolitik, die ,,... immer stirker ins Marktgesche-

16 Die Abschwichung und in den letzten Jahren sogar Schrumpfung des
Privaten Verbrauchs stellte sich denn auch nicht deshalb ein, weil der Bedarf
gedeckt war und die Haushalte ihre Ausgaben einschrinkten, sondern weil
sie durch Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit dazu gezwungen waren. Die
Schwiche des Privaten Verbrauchs war Folge, nicht Ursache fiir das Nach-
lassen des Wirtschaftswachstums; vgl. Rheinisch-Westfélisches Institut fiir
Wirtschaftsforschung RWI (1983 a), 3.

17 Zur Irrelevanz der Sittigungsthese vgl. Schmidt (1976), 14 ff.; sowie
Schmahl (1977), 120 f.; und Giersch (1983 a), 44.
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hen eingriff, zwar mit der Absicht, die Wirtschaft in Schwung zu hal-
ten, bedréngten Bereichen zu helfen und soziale Ausgewogenheit her-
beizufiihren, ... aber mit dem Ergebnis, dal die Wirtschaft unter dem
UbermaB an staatlicher Fiirsorge, staatlichen Eingriffen und staatlicher
Verwaltung immer stidrker lahmte.“1® Die immer weiter ausufernde
Wirtschaftstdtigkeit des Staates, bei der er zunehmend auch solche Auf-
gaben und Leistungen an sich zog, die von Privaten ebenso wirtschaft-
lich oder wirtschaftlicher erbracht werden konnten, die immer héiufi-
ger und auf immer mehr Miarkten erfolgenden direkten Eingriffe in
das Kommunikations- und Koordinationssystem der relativen Preise,
die immer aufgebldhtere und kostentréchtigere 6ffentliche Verwaltung,
sowie die iibergroBle ,Hilfsbereitschaft“ des Staates, bei der immer
mehr leistungsschwachen Unternehmen mit Subventionen unter die
Arme gegriffen wurde, immer mehr individuelle Lebensrisiken der
offentlichen Verantwortung iibertragen und immer mehr Leistungsein-
kommen in Nicht-Leistungseinkommen transferiert wurden — all dies
hatte, einzeln und im Zusammenwirken, zur Folge, daB die Wirtschaft
immer mehr an Flexibilitit und Widerstandskraft verlor, sowie an
Bereitschaft, Belastungen durch eigene Anstrengungen zu iiberwinden.
Das Fundament fiir ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum wurde so-
mit immer briichiger, zumal mit der Ausweitung des staatlichen Sek-
tors und der sozialen Sicherungssysteme sowohl eine Erhthung der
Steuer- und Abgabenlast einherging, die die Leistungsfdhigkeit und
-bereitschaft beeintrichtigte, als auch eine ausufernde Kreditaufnahme
und Verschuldung des Staates, die nicht nur die Zinsen in die Hohe
trieb und somit private Kapitalnehmer vom Markt verdréngte (crowd-
ing out), sondern auch die Verwendung des Sozialprodukts immer mehr
zu Lasten der Investitionen verschob und Attentismus den Boden be-
reitete.

Hinzu kam, daB sich der Staat in die beschéftigungspolitische Pflicht
nehmen lieB, ja mit der , Vollbeschaftigungsgarantie” und einer Viel-
zahl von Konjunktur- und Beschiftigungsprogrammen selbst in die
Verantwortung fiir die Beschidftigung dréngte, so daB die Gewerk-
schaften ihre Aufgabe nurmehr darin sahen, das Einkommen der Be-
schiftigten zu erhdhen; folglich wurde die Arbeit mit iiberzogenen
Lohnerhéhungen immer wieder so verteuert, dall immer mehr Arbeits-
kréfte aus der Beschiftigung gedringt wurden.

Belastungen, wie die drastischen Olpreisschiibe, der Verlust wech-
selkursgesicherter Wettbewerbsvorteile und die allgemeine Verschlech-

18 Rheinisch-Westfilisches Institut fiir Wirtschaftsforschung RWI (1982), 1;
zu den Ursachen von Wachstumsschwiche und Arbeitslosigkeit in der Bun-
desrepublik siehe auch Molitor (1982), 29 ff.; Gutowski (1982), 48 ff.; Wissen-
schaftlicher Beirat beim Bundesministerium fiir Wirtschaft (1983 a), 7 ff.; so-
wie die Gutachten des Sachverstidndigenrates der letzten Jahre.
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terung der Terms of Trade, sowie Herausforderungen, wie das Vor-
dringen der japanischen Konkurrenz, der Preiswettbewerb der Aufhol-
ldnder und der rasche weltwirtschaftliche und technologische Struk-
turwandel, trafen somit eine Wirtschaft, deren Widerstandskraft durch
den {iberzogenen Staatseinflul ausgehohlt, deren Anpassungsfihigkeit
durch Verkrustungen und Beharrungen eingeengt und deren Anpas-
sungsbereitschaft durch das allseits um sich greifende Anspruchsdenken
herabgesetzt war. Sie losten folglich nicht verstidrkte Anstrengungen
zur Losung der Probleme, sondern fruchtlose Verteilungskdmpfe aus,
die sich in einer Beschleunigung des Preisauftriebs, einer Verlang-
samung des Wirtschaftswachstums und einem Emporschnellen der
Arbeitslosenzahl niederschlugen.

Wachstumsschwiche und Arbeitslosigkeit sind somit, all dem zufolge,
nicht ein unabwendbares Schicksal, das hinzunehmen wéire, sondern
Fehlentwicklungen, die durchaus korrigierbar sind — und zwar durch
eine marktorientierte Wirtschaftspoelitik und eine marktgerechte Lohn-
entwicklung.!?

Die Verkiirzung der Arbeitszeit wére unter solchen Bedingungen der
falsche Weg, und zwar selbst dann, wenn sie zur Verringerung der
Arbeitslosigkeit beitriige. Denn ohne einen Kurswechsel in der Wirt-
schaftspolitik und in der Lohnentwicklung blieben die Ursachen der
Arbeitslosigkeit: Fehlleitung der Wirtschaftspolitik und Fehlverhal-
ten der Tarifparteien, weiter wirksam. Die Wirtschaft wiirde folglich
weiter lahmen und die Arbeitslosigkeit rasch wieder zunehmen, so dal}
die Arbeitszeit {iber kurz oder lang erneut ,angepalit“ werden miifite.
Die Verkiirzung der Arbeitszeit versperrte also die erforderliche Um-
kehr in der Wirtschaftspolitik und in der Lohnentwicklung oder zbdgerte
sie hinaus.

Zudem ist der von den Gewerkschaften und vielen anderen unter-
stellte Beschidftigungseffekt von Arbeitszeitverkiirzungen keineswegs
gesichert. Dabei griinden sich die Zweifel an der faktischen Eignung
dieses Instruments allerdings — anders als bei manchen Skeptikern der
Arbeitszeitverkiirzung — nicht auf die Uberlegung, daB ein durch Ver-
knappung des Arbeitszeitangebots ausgeloster Mehrbedarf an Arbeits-
stunden entweder (1) nicht auf den Arbeitsmarkt durchschliige, da die
Unternehmen nicht die quantitative, sondern die qualitative Anpassung
wihlten, weil sie

— iber Beschiftigungs- und Produktivitdtsreserven verfiigten, die sie
nun nutzten,

18 Vgl. Lambsdorff (1982), 10 ff.; Kronberger Kreis (1982); Giersch (1983 b);
sowie die in Fn. 18 genannte Literatur.
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— nicht jene MindestgréBe aufwiesen, bei der die ausgefallenen Ar-
beitsstunden vom Umfang her die Einstellung zus#tzlicher Arbeits-
krédfte ermogliche,

— die Ausweitung des Personalbestands scheuten, zumal das Arbeits-
recht die Einstellung von Arbeitskriften mit Risiken belaste,

oder (2) zwar auf den Arbeitsmarkt durchschliige, aber unwirksam
bliebe, weil die Unternehmen dort

— wegen der Strukturprobleme nicht solche Arbeitskréfte finden, die
sie suchten,

oder aber (3) zwar wirksam wire, aber dadurch teilweise oder ganz
in seinem Entlastungseffekt ,neutralisiert” wiirde, dall

— die tendenzielle Besserung der Lage auf dem Arbeitsmarkt eine
Riickwanderung aus der Stillen Reserve in Gang setzte oder

— das kiirzere Arbeitszeitangebot zusétzliche Nachfrager nach Arbeits-
plidtzen auf den Markt soge;

denn die meisten dieser Argumente, die von manchen Gegnern der
Arbeitszeitverkiirzung vorgebracht werden??, sind zwar nicht von der
Hand zu weisen, schrianken aber in gleicher Weise auch die Beschéafti-
gungswirkungen des Wirtschaftswachstums sowie die jeder anderen,
auf eine Steigerung der Nachfrage nach Arbeitskriften zielenden oder
sie bewirkenden MaBnahme ein. Insofern sprechen sie allesamt lediglich
gegen die Moglichkeit einer kurzfristigen Losung des Beschéftigungs-
problems, nicht aber gegen die beschiftigungspolitische Effizienz der
Arbeitszeitverkiirzung schlechthin.

Die mangelnde Eignung dieses Instruments ergibt sich nicht daraus,
dafl eine durch Arbeitszeitverkiirzung ausgeléste Mehrnachfrage der
Unternehmen nach Arbeitskriften aus irgendwelchen Griinden die Ar-
beitslosigkeit nicht verringerte, sondern daraus, daf durch sie keine
Mehrnachfrage ausgeldst wird. Folgt man nédmlich der Gkonomischen
Theorie, wonach die Nachfrage nach Giitern von deren Preis, die nach
Arbeit also vom Lohn, abhingt, dann wird man sich von einer Verlkiir-
zung der Wochenarbeitszeit keine hthere Nachfrage der Unternehmen
nach Arbeitskraften versprechen diirfen, wenn sie die Arbeit verteuert
— und das ist bei allen derzeit diskutierten Varianten der Arbeitszeit-
verkiirzung der Fall:

Erfolgt die Verkiirzung der Wochenarbeitszeit bei vollem oder teil-
weisem Lohnausgleich, wie sie von den Gewerkschaften im Hinblick

20 Vgl. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbinde (1982); Esser
(1983); Institut der Deutschen Wirtschaft (1983); Wirtschaftsrat der CDU
(1983); Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium fiir Wirtschaft
(1983 b); Gutowski (1983).
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auf die fiir notwendig erachtete Erhaltung der Massenkaufkraft stets
gefordert wird, verringerten sich also die nominellen Wochenldhne
nicht oder nicht im gleichen Umfang wie die Wochenarbeitszeit, so stie-
gen die Lohnkosten je Arbeitsstunde entsprechend dem Ausmall der
Arbeitszeitverkiirzung und der Hohe des Lohnausgleichs — bei einer
Verkiirzung der wochentlichen Arbeitszeit von 40 auf 35 Stunden und
vollem Lohnausgleich um anndhernd 14%2 vH, bei einer Verringerung
von weniger als 5 Stunden und/oder teilweisem Lohnausgleich ent-
sprechend weniger. Nichts spricht dafiir, dafl eine solche Verteuerung
der Arbeitsstunde ohne Auswirkungen auf die von den Unternehmen
nachgefragte Zahl von Arbeitsstunden und damit auf die nach Arbeits-
kraften bliebe — schon gar nicht in einer wirtschaftlichen Lage wie der
derzeitigen, in der die Zahl der Unternehmenszusammenbriiche und
Betriebsaufgaben hoch ist und viele Unternehmen versuchen, den Druck
zu hoher Kosten durch Personalabbau zu verringern und teure Arbeits-
kraft durch Maschinen zu ersetzen. Vielmehr wiirden, ja miiBten die
Unternehmen versuchen, die gestiegenen Lohnkosten in den Preisen
weiterzugeben und mehr als ohnehin schon danach streben, Arbeits-
kréfte einzusparen.

Fiir die Beschaftigung wire dabei freilich nichts gewonnen — im
Gegenteil: Stellt ndmlich die Notenbank der Wirtschaft konsequent nur
so viel Geld zur Verfiigung, wie es zur Finanzierung eines inflations-
freien Wirtschaftswachstums im Ausmal der Produktionsmdglichkeiten
erforderlich ist, bleibt zur Finanzierung von Wachstum und Beschéfti-
gung um so weniger Geld iibrig, je stirker die Kosten und Preise stei-
gen.

Wire dagegen die Notenbank bereit, diesen Preisschub mit einer
Ausweitung des Geldangebots zu finanzieren, dann brauchten Produk-
tion und Beschéftigung zwar nicht zu sinken, der ,Lohnausgleich“ der
Beschiftigten wiirde -aber entsprechend entwertet — ebenso wie die
Einkommen all jener, die keine Mdoglichkeit hitten, es den steigenden
Preisen anzupassen, und das sind iiberwiegend die Arbeitslosen. Zudem
bestiinde die Gefahr, dall es zu einem Wettlauf zwischen Léhnen und
Preisen kdme, der — wie alle Erfahrungen lehren — nur mit erheb-
lichen Produktions- und Beschéftigungseinbuflen beendet werden
koénnte.

Geldnge es schliefilich den Unternehmen, die gestiegenen Lohnkosten
durch eine Steigerung der Arbeitsleistung aufzufangen, sei es durch
Nutzung vorhandener Produktivititsreserven, sei es durch den ver-
mehrten Einsatz von Maschinen, dann brauchten zwar die Preise nicht
zu steigen und mithin die Produktion weder kurz- noch langfristig zu
sinken; sie kénnte wegen der gestiegenen Produktivitdt nun aber mit
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weniger Arbeitsstunden und folglich auch mit weniger Arbeitskréften
erstellt werden.

Aber selbst wenn den Unternehmen durch , Schutzvorschriften“, wie
sie von manchen Befiirwortern der Arbeitszeitverkiirzung zu deren
Flankierung und Absicherung vorgeschlagen werden?®!, diese Auswege
aus der Kostenmisere verwehrt und sie mithin gezwungen wiirden, die
KostenerhShungen in den Gewinnen aufzufangen — und davon gehen
fithrende Vertreter der Gewerkschaften offenbar aus?? —, schliige die-
ser Vorteil umgehend auf die Beschéftigten zuriick. Denn offenkundig
wird man von den Unternehmen den Erhalt bestehender und die Ein-
richtung neuer Arbeitspldtze nur erwarten diirfen, wenn sich dieses fiir
sie lohnt — und das tut es nicht, wenn die auf diesen Arbeitspldtzen
erwirtschafteten Ertridge geringer sind als die Kosten. Folglich wiirden
Arbeitsplétze, die sonst erhalten blieben, nun aufgegeben und arbeits-
platzschaffende Investitionen, die sonst durchgefithrt wiirden, nun
unterbleiben.

Nichts, aber auch gar nichts spricht also dafiir, dal} eine Verkiirzung
der Wochenarbeitszeit bei vollem oder teilweisem Lohnausgleich das
Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt beseitigen konnte; im Gegen-
teil: alles spricht dafiir, da die Probleme noch verschirft wiirden.
Daran édndert sich auch nichts, wenn der Anspruch auf Lohnausgleich
mit Realeinkommenseinbufien begriindet wird, die die Arbeitnehmer in
den vergangenen Jahren hétten hinnehmen miissen?, und auch nichts,
wenn der Lohnausgleich mit anderenfalls durchgesetzten Lohnerho-
hungen verrechnet wiirde und diese die Arbeit verteuerten. Folgt man
ndmlich der oSkonomischen Theorie, wonach Arbeitslosigkeit immer
etwas mit zu hohen (Real-)Loéhnen zu tun hat, ist keine, wie auch immer
zustandegekommene Verteuerung der Arbeit angebracht, wenn es an
Arbeitspldtzen mangelt.

Deshalb wére der beschéaftigungspolitische Effekt einer Verkiirzung
der Arbeitszeit vermutlich selbst dann gering oder sogar negativ, wenn
diese ohne Lohnausgleich erfolgte — denn auch dann verteuerte sich
die Arbeit. Denn selbst wenn sich die nominellen Wochenverdienste im
gleichen Umfang verringerten wie die Wochenarbeitszeit, so blieben
damit nur die ,direkten“ Lohnkosten je Arbeitsstunde unverindert.
All jene gesetzlichen, tariflichen und freiwilligen Personalaufwendun-
gen, die nicht mit der H6he der geleisteten Arbeitszeit, sondern mit der

21 Vgl. Gorres (1981), 38; Schudlich (1983), 216 f.; sowie Bosch (1983), 127 f.

22 So erklédrte der Vorsitzende der 1G-Metall, Hans Mayr, in einem Spiegel-
Gespréch auf die Frage nach der Kostentrdgerschaft der Arbeitszeitverkiir-
zung: ,Die tragen die Unternehmen — wer denn sonst?“; zitiert nach: Der
Spiegel (1983), 69.

28 So etwa Breit (1983), 22.
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Zahl der Beschaftigten oder anderen Grdflen variieren, blieben indes
konstant, so dall sich die ,indirekten“ Lohnkosten je Arbeitsstunde
erhthten — und mit ihnen die Gesamtkosten.2* Folglich stiinde zu ver-
muten, dall die Unternehmen den Ausfall an Arbeitsstunden nicht in
vollem Umfang durch Einstellung zusétzlicher Arbeitskrifte wettzu-
machen suchten; vor allem dann nicht, wenn dazu kostentrichtige Um-
stellungen im Produktionsablauf oder Verschiebungen in der Arbeits-
organisation notwendig wéren, erhebliche Aufwendungen fiir die An-
werbung und Einarbeitung zusétzlicher Arbeitskréfte anfielen, oder
wenn durch die Arbeitszeitverkiirzung keine eingerichteten Arbeits-
plétze frei wiirden, so daBl neue eingerichtet und ausgestattet werden
miiliten. All diese Aufwendungen wiirden den Unternehmen zwar auch
entstehen, wenn die Produktion einer steigenden Nachfrage angepafit
und dazu der Personal- und Sachkapitalbestand erweitert werden
miilite, diese zusétzlichen Aufwendungen wiirden sich dann aber loh-
nen, weil ihnen zusétzliche Ertrdge gegeniiberstiinden; bei einer Ver-
kiirzung der Arbeitszeit ist dies nicht der Fall.

Zudem wire nicht auszuschlieBen, da8 viele Beschiftigte, die nach
einem gleich hohen oder héheren Einkommen streben, die Verkiirzung
von Arbeitszeit und Einkommen nicht hinndhmen und ihre Einkom-
menswiinsche im nicht-offiziellen Teil der Wirtschaft verwirklichten
— mit der Folge, daBl in der offiziellen Wirtschaft nicht zusétzliche Ar-
beitspldtze geschaffen wiirden, sondern bestehende gefdhrdet.?

Man kann es also drehen und wenden wie man will: Staatlich ver-
ordnete oder tarifvertraglich vereinbarte Arbeitszeitverkiirzungen mit
Lohnausgleich versprechen iiberhaupt keinen Beschiftigungserfolg, und
ohne nur einen sehr begrenzten.

Nun griinden manche Verfechter der 35-Stunden-Woche ihr Ver-
trauen in deren beschiéftigungspolitische Effizienz auf die in diesem
Zusammenhang durchgefithrten Modell- und Simulationsrechnungen.
In der Tat weist die iiberwiegende Mehrzahl von ihnen positive Be-
schiftigungseffekte aus, die mit bis zu 600 Tsd. Personen bei Kiirzung
der wochentlichen Arbeitszeit um je eine Stunde beachtlich hoch sind.
In den ,naiven“ Volumen-Rechnungen® werden diese Entlastungs-

24 Vgl, Vorkétter /| Wied-Nebbeling (1981), 66 ff.; sowie Wohlers/ Winkler
(1981), 38 £.

28  ‘Wir beobachten nicht nur bei uns, sondern auch in anderen Lindern,
dafBl jeder Schritt zur tarifvertraglich verkiirzten Arbeitszeit eine Ausweitung
der Schattenwirtschaft ergeben hat. Wenn um vier die Kolonne auf dem Bau
die Kelle hinlegt, wechselt sie die Baustelle. Wenn Arbeitszeitverkiirzung
dafiir sorgt, dal am Freitag bereits um zwolf die Kelle hingelegt wird, dann
wechselt die Kolonne eben um zwo6lf Uhr die Baustelle.* Walter (1983), 19;
ebenso Kaltefleiter (1983), 31; sowie Rheinisch-Westfidlisches Institut fiir Wirt-
schaftsforschung RWI (1983 b), 6.
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effekte freilich anhand bloBer tautologischer Beziehungen errechnet.
Produktionsniveau und Entwicklung der Stundenproduktivitdt gelten
hier als vorgegeben, die somit bestimmbare Menge an Arbeit -also be-
liebig auf die Zahl der Beschiftigten und die von ihnen geleisteten
Arbeitsstunden verteilbar.

In der Gkonomischen Realitdt ist die Anpassung der Wirtschaft an
Anderungen der Arbeitszeitregelung indes nicht — wie hier implizit
unterstellt — technisch bestimmt, sondern von Rentabilitdts- und Nut-
zeniiberlegungen. Weder die gesamtwirtschaftliche Produktion noch die
Entwicklung der Arbeitsproduktivitdt kann somit als gegeben gelten.
Vielmehr werden — wie oben dargelegt — Umfang und Richtung von
Produktions- und Produkiivititsidnderungen davon abhidngen, wie die
Unternehmen auf die Verkiirzung der Arbeitszeit reagieren, und deren
Reaktion wird wiederum von den tatsdchlichen und erwarteten Kosten-
und Ertragswirkungen der Arbeitszeitverkiirzung abhéngen.

In den tkonometrischen Modell- und Simulationsrechnungen?’ wer-
den die Beschéftigungseffekte zwar im Rahmen einer dynamischen
Analyse durch den Vergleich der fiktiven Beschidftigungsentwicklung
mit und ohne Arbeitszeitverkiirzung fiir einen bestimmten (Simula-
tions-)Zeitraum ermittelt; auch hier wird aber von der unrealistischen
Annahme eines kurzfristig gegebenen Arbeitsvolumens ausgegangen,
also kurzfristig ein positiver Beschéftigungseffekt unterstellt. Damit
aber wird auch in diesen Studien im Grunde (voraus-),gesetzt“, was
eigentlich belegt werden soll. Dal die Beschiftigungsgewinne, die in
diesen Simulationsstudien ausgewiesen werden, weitgehend durch diese
»oetzung® des primédren Beschiftigungseffektes bedingt sind, zeigt sich
denn auch nicht zuletzt darin, dall sie mit Fortdauer der Anpassungs-
prozesse mehr und mehr verschwinden.?® Der Verweis auf die vorlie-
genden Modell- und Simulationsrechnungen verschafft den Befiirwor-
tern arbeitszeitverkiirzender MaBnahmen somit keine bessere Basis.

20 Reyher (1975), 63 ff.; Vilmar (1976), 186 ff.; Seifert (1977), 91 ff.; Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik (1983), 70 ff.; Ministerium fiir Gesund-
heit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (1983), 79 ff.

27 Fotiadis (1981), 40 ff.; Deutsches Institut fiir Wirtschaftsforschung DIW
(1983), 383 ff.; Ifo-Institut fiir Wirtschaftsforschung (1983), 240 ff.; Heilemann
(1983), 91 £f.

28 Einige Autoren dieser Simulationsstudien warnen denn auch ausdriick-
lich vor einer beschéftigungspolitischen (Fehl)Interpretation, zumal diese
Studien eben ,,... nicht dazu dienen, Auskunft i{iber die tatsichlichen Aus-
wirkungen einer zukiinftigen Arbeitszeitverkiirzung zu erhalten.“ Fotiadis
(1981), 102; #hnlich Heilemann (1983), 93.

32 Zeitschrift flir Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 1984/5
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Anderung der gesellschaftlichen Machtverhiltnisse?

Manche Gewerkschaften und viele andere halten eine Strategie der
forcierten Verknappung des Arbeitszeitangebots freilich nicht nur aus
wohlfahrts-, sozial- und beschéftigungspolitischen Uberlegungen fiir
erforderlich, sondern auch aus gesellschaftspolitischen. Von nicht weni-
gen wird die Verkiirzung der Wochenarbeitszeit jedenfalls auch mit
dem Ziel gefordert, einer Verschiebung der gesellschaftspolitischen
Machtverhiltnisse zu Gunsten der Unternehmen entgegenzuwirken
und jenen Machtzuwachs zu begrenzen, der ihnen mit der Héhe und
Dauer der Arbeitslosigkeit zufiele und sie in die Lage versetze, mit der
Androhung von Arbeitsplatzabbau und Investitionsstreik nicht nur die
Gewerkschaften zu Lohnzugestindnissen und die Beschiftigten zu einer
erhohten Arbeitsleistung zu zwingen, sondern auch den Staat zu einer
willfdhrigen Steuer- und Subventionspolitik sowie zur Unterordnung
allgemeiner wirtschafts-, sozial- und gesellschaftspolitischer Zielvor-
stellungen unter privatkapitalistische Profitinteressen.2?

All den hierbei bemiihten einkommens- und verteilungs-, macht-
und klassenkampf-, verbands- und organisationspolitischen Argumen-
ten, die allesamt einen positiven Beschaftigungseffekt der Arbeitszeit-
verkiirzung als gegeben nehmen, wird indes die Grundlage entzogen,
wenn dieser Beschiaftigungseffekt ausbleibt. Geht die Verknappung des
Arbeitszeitangebots ndmlich nicht mit einer steigenden Nachfrage nach
Arbeitskriften einher, dann kann mit ihrer Hilfe auch nicht die ver-
meintliche Verschiebung der Krifteverhiltnisse zwischen Unterneh-
men, Gewerkschaften und Regierung korrigiert werden, dann lassen
sich also weder die Position der Gewerkschaften in Tarifverhandlun-
gen verbessern noch die Pressionen der Unternehmen gegeniiber den
Beschiftigten und dem Staat verhindern und auch nicht der Prozel
der schleichenden Auszehrung der Gewerkschaften durch Mitglieder-
schwund stoppen. Ohne den Nachweis der beschidftigungspolitischen
Effizienz einer Verkiirzung der Arbeitszeit fehlt den gesellschaftspoli-
tischen Argumenten somit die eigentliche Basis.

Dariiber hinaus vermigen die einkommens- und verteilungspoliti-
schen Argumente, wonach die hohe und steigende Arbeitslosigkeit es
den Gewerkschaften zunehmend verwehre, die einkommens- und ver-
teilungspolitischen Interessen der Arbeitnehmer adédquat zu vertreten
und daher die Verkiirzung der Arbeitszeit auch angebracht sei, um

28 Nach Ansicht des fiir die Tarifpolitik zustdndigen Vorstandsmitglieds der
IG Metall, H. Janssen, mufl daher die 35-Stunden-Woche unter der Zielset-
zung diskutiert werden ,,... eine demokratische und soziale Alternative zur
reaktionidren, unsozialen und arbeitnehmerfeindlichen Wirtschafts- und Ge-
sellschaftspolitik des Kapitals und seiner politischen Helfershelfer durchzu-
setzen.” zitiert nach Handelsblatt (1984), 4.
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den Beschiftigten wieder eine angemessene Entlohnung zu ermdog-
lichen3?, freilich auch deshalb wenig zu {iberzeugen, weil sie die Ge-
werkschaften implizit von ihrer besch#éftigungspolitischen Verantwor-
tung befreien und ihnen einseitig einkommens- und verteilungspoli-
tische Aufgaben zuweisen. Dal} die Tarifverhandlungen in den letzten
Jahren vor dem Hintergrund hoher Arbeitslosenzahlen gefiihrt werden
mullten, ist indes nicht zuletzt Folge einer gewerkschaftlichen Lohn-
politik, die den Beschiftigten nicht den Arbeitsplatz, sondern die Ein-
kommens- und Verteilungsposition zu sichern versuchte und sich des-
halb nicht nach Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt, sondern
an der Entwicklung der Arbeitsproduktivitdat und der Lebenshaltungs-
kosten orientierte — und zwar unabhingig davon, welche Faktoren die
Produktivitdt erhthten und die Kosten der Lebenshaltung steigen
lieBen. Folglich wurden LohnerhShungen auch dann durchgesetzt, wenn
die Steigerung der Ausbringung je Arbeitsstunde nicht durch eine
hohere Arbeitsleistung, sondern durch den verstdrkten Einsatz von
Maschinen bewirkt wurde, oder sich gar nur ,statistisch ergab als
Folge eines Selektionsprozesses, bei dem unproduktive Betriebe vom
Markt verschwanden und weniger qualifizierte Arbeitskrédfte durch
hoher qualifizierte ersetzt wurden; und ein Ausgleich fiir die Verteue-
rung der Lebenshaltung wurde auch dann erzwungen, wenn sich diese
nicht aus Preissteigerungen ergab, die die Ertrige der Unternehmen
erhéhten, sondern — wie bei den Olpreisschiiben, den abwertungsbe-
dingten Verteuerungen vom Ausland bezogener Waren oder den Anhe-
bungen von Verbrauchssteuern — nur durch die Kassen der Unterneh-
men flossen und dem Ausland oder dem Staat zufielen. Der Preis fiir
den Faktor Arbeit wurde bei all dem immer mehr in die Hohe getrie-
ben, so daB immer mehr Arbeitskréfte ihren Arbeitsplatz verloren, dar-
unter vor allem jene, die in bedréngten Zweigen tédtig waren oder de-
ren Beschiftigungschancen aufgrund beschiftigungsmindernder Quali-
fikationsmerkmale ohnehin eingeschrinkt waren. An einer Verkiirzung
der Arbeitszeit mit dem Ziel, den einkommens- und verteilungspoliti-
schen Spielraum in Tarifverhandlungen zu erhthen, besteht somit kein
Bedarf. Denn selbst wenn es dadurch geldnge, die Nachfrage nach Ar-
beitskriften zu steigern, wire der Beschiftigungseffekt nur von kurzer
Dauer, wiirde er zum Anlall genommen, hthere Lohne durchzusetzen,
die Arbeit also erneut zu verteuern. Vor dem Versuch, neben dem
Nominallchn nun auch die Wochenarbeitszeit als Instrument zur Durch-
setzung von Einkommens- und Verteilungsanspriichen zu mifibrauchen,
kann somit nur gewarnt werden.

Von falschen Voraussetzungen gehen offensichtlich auch die macht-
und (Klassen-)kampfpolitischen Argumente aus, wonach das ,einge-

30 Vgl. Kalmbach (1978), 464; Seifert (1983 a), 186 f.

32¢
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schliffene Wachstumsdenken und seine kapitalistischen Ideologisierun-
gen‘ (Vilmar) den Unternehmen eine von ihnen repressiv genutzte
Schliisselposition einrdume, und deshalb eine Verkiirzung der Arbeits-
zeit auch notwendig sei, um dieses Ubergewicht der Unternehmen im
Klassenkampf zu beseitigen.$! Wire namlich die derzeitige wirtschaft-
liche Lage fiir die Unternehmen tatséchlich derart giinstig, daf} sie das
Arbeitslosenheer zum Druck auf die Beschiftigten und die schwache
Investitionsneigung zum Druck auf den Staat nutzen konnten und
wiirden, so wire itberhaupt nicht zu verstehen, warum so viele Unter-
nehmen in den letzten Jahren zusammenbrachen oder mit der Aufgabe
oder der Verlagerung des Betriebs in das Ausland diese Schliisselposi-
tion aufgaben und warum so wenige Nicht-Unternehmer sich darum
bemiihten, durch Griindung und Aufbau eines Unternehmens in eine
solche Position zu gelangen.

Aber selbst wenn den Unternehmen — wie von den Klassenkampf-
theoretikern unterstellt — mit der Wachstumsschwéche und der Ar-
beitslosigkeit ein wirtschafts- und gesellschaftspolitischer Gewinn an
EinfluBl und Macht zufiele, der sie befdhigte ,,... unbegrenzt Druck auf
die staatliche Steuer- und Subventionspolitik zur Sicherung profitabler
Kapitalverwertungsbedingungen ausiiben zu kénnen“®, ist nicht recht
einzusehen, wieso eine Verkiirzung der Arbeitszeit sie veranlassen
konnte, die Nachfrage nach Arbeitskriften zu steigern, wenn ihnen aus
Profitinteresse an einer ,industriellen Reservearmee' gelegen ist und sie
mit einer Steigerung der Nachfrage nach Arbeitskrédften dann gerade
jenes (Druck-)Mittel aus der Hand g&ben, das ihnen die Sicherung eben
dieser profitablen Kapitalverwertungsbedingungen ermdoglicht. Selbst
wenn man also die Klassenkampfthese teilte, hitte die Arbeitszeitpoli-
tik wohl als eine stumpfe Waffe im Kampf um die Durchsetzung macht-
und gesellschaftspolitischer Interessen der Arbeitnehmer zu gelten.

31 ,Eine Arbeitsmarktpolitik der systematischen Verknappung des Gesamt-
angebots an Arbeitszeit wiirde den — heute nahezu unsere gesamte Wirt-
schafts- und Finanzpolitik lahmlegenden — Zwang zum Wachstum-um-
jeden-Preis und die damit gegebene gesellschaftspolitische Schliisselposition
des privaten Unternehmertums aufheben.“ Vilmar (1983), 37.

32 Vilmar (1983), 37; manche Vertreter der Klassenkampfthese sehen das
Zentralmotiv flir den Widerstand der Unternehmer gegen die Verkiirzung
der Wochenarbeitszeit folglich darin, daB3 diese den Verlust ihrer gesellschaft-
lichen Schliisselposition fiirchteten: ,W&hrend die Gewerkschaftsfithrer sich
noch iiber Arbeitszeitverkiirzungen streiten, haben die Fiihrer aus dem Un-
ternehmerlager schon kapiert, wo ihren Interessen Gefahr droht. Denn der
lange Hebel, mit dem die Bosse kriftige Steuererleichterungen ... heraus-
brechen wollen, miilite sich rapide verkiirzen, wenn dem Mangel bei den
Arbeitspldtzen mit einer konsequenten Verkiirzung der Arbeitszeit begegnet
wiirde. Und wohl deshalb sagen die Unternehmer auch dann zu solchen
Vorschlagen nein, wenn kiinftig weniger geschafft wiirde, ohne da@ sie dafiir
mehr zu zahlen hitten.” (G. Kiibler in der Frankfurter Rundschau v. 15. 1.
1977.) Zitiert nach Vilmar (1983), 37; vgl. auch Seifert (1983 b), 25 ff.
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SchlieBlich vermégen auch die verbands- und organisationspolitischen
Argumente, wonach die geringen Erfolge der Gewerkschaften bei der
Sicherung von Arbeitsplidtzen und Realeinkommen immer mehr Arbeit-
nehmer veranlassen, ithrem Interessenverband den Riicken zu kehren3?,
und deshalb die Verkiirzung der Arbeitszeit auch notwendig sei, um
den zunehmenden Mitgliederschwund zu stoppen, nicht zu iiberzeugen.
Mit ihrem Einsatz fiir die Durchsetzung der 35-Stunden-Woche mandé-
vrieren sich die Gewerkschaften vielmehr in eine Zwickmiihle: Wiirde
nidmlich den Unternehmen ein voller Lohnausgleich abgetrotzt und
bliebe deshalb ein positiver Beschéftigungseffekt aus oder erhdhte sich
gar die Arbeitslosigkeit, so miiite dies die Glaubwiirdigkeit der Arbeit-
nehmerorganisation erschiittern und den Mitgliederschwund noch be-
schleunigen.? Wiirde dagegen eine beschiftigungsférdernde, also kosten-
neutrale Vereinbarung getroffen, so wire dies mit erheblichen Ein-
kommenseinbuBen fiir die Beschiftigten verbunden?®, die vermutlich
ebenfalls viele Betroffene veranlalte, die Mitgliedschaft aufzugeben.
Mit ihrer Festlegung auf die 35-Stunden-Woche laufen die Gewerk-
schaften deshalb Gefahr, sich von den Arbeitnehmern noch weiter zu
entfernen.

Zusammenfassung

In der aktuellen Diskussion um das Fiir und Wider einer Verkiirzung der
Wochenarbeitszeit wird die Forderung nach Einfithrung der 35-Stunden-
Woche nicht nur beschéftigungs-, sondern auch wohlfahrts-, sozial- und
gesellschaftspolitisch begriindet. Wohlfahrtspolitische Uberlegungen sprechen
indes fiir eine Flexibilisierung, nicht eine Verkiirzung der Arbeitszeit, und
Humanisierungsgesichtspunkte lassen allenfalls eine differenzierte, nicht eine
generelle Verkiirzung der Arbeitszeit sinnvoll erscheinen. Das Beschifti-
gungsproblem vermag die Verkiirzung der Arbeitszeit schlieBlich nicht zu
l6sen, da sie an den Symptomen und nicht den Ursachen der Arbeitslosigkeit
ansetzt und iiberdies die Arbeit verteuert. Den gesellschaftspolitischen Argu-
menten fehlt somit die eigentliche Basis.

33 So erklirte der stellvertretende Vorsitzende der IG Metall, F. Steinkiih-
ler, in einem Interview: ,In den letzten Jahren hat unsere Kraft nicht aus-
gereicht, den Reallohn zu sichern ... (und) ... wir verlieren in diesem Land
massenhaft Arbeitsplédtze; dadurch verlieren wir auch Mitglieder und Bei-
tragszahler”, zitiert nach Martens/ Christ (1983), 17 f.

34 Das belegen nicht zuletzt die historischen Erfahrungen mit der Arbeits-
zeitverkiirzung in den dreiBliger Jahren in Frankreich, wo das Ausbleiben
des Beschaftigungseffektes die grofte Gewerkschaft des Landes vier Fiinftel
ihrer Mitglieder kostete. Vgl. Merklein (1983), 53.

35  Verkiirzte man die Arbeitszeit innerhalb von fiinf Jahren von 40 auf 35
Wochenstunden, also um 12,5 Prozent, so diirfte dies, wenn die Rentabilitit
der Betriebe nicht beeintrichtigt werden soll, zu einem so groBen Abschlag
vom sonst moglichen Lohnanstieg fithren, daf der Reallohn — nach Jahren
des Reallohnriickgangs — fiir ein Jahrfiinft zumindest nicht steigen wiirde.”
Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinsti-
tute (1983), 15.
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Summary

In the current discussion about the advantages and disadvantages of a
shortening of the weekly working time, none of the arguments, the pro-
ponents use, sufficiently justifies the 35-hour working week: The welfare
considerations point towards a need for a higher degree of flexibility, not
reduction of the work time. The humanizing aspects only justify a selective
shortening of the work week not a general reduction. Further, it is unlikely
that such a measure would significantly improve the employment problem,
because it only attacks the symptoms not the causes of unemployment. In
addition to that it will make labour more expensive. Then every argument
based on income, income distribution, power or social politics is meaningless.

Literatur

Aktionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft (1983), Weissbuch Arbeitszeit-
verkiirzung. Bonn.

Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher Forschungs-
institute (1983), Die Lage der Weltwirtschaft und der westdeutschen Wirt-
schaft im Herbst 1983. Essen.

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (1983), 35 Stunden sind genug.
Koln.

Bdcker, G. (1983 b), Arbeitszeitverkiirzung und Gestaltung von Lebensbediirf-
nissen, in: Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des DGB,
49 - 78.

Bispinck, R./R. Schneider (1983 b), Arbeitszeitverkiirzung und Humanisie-
rung der Arbeit, in: Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des
DGB, 79 - 113.

Bosch, G. (1983 b), Arbeitszeitverkiirzung und betriebliche Umsetzung, in:
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des DGB, 115 - 134.

Breit, E. (1983), Arbeitszeitverkiirzungen: Unverzichtbar und méglich, in: Ak-
tionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft, 10 - 26.

Briefs, U. (1981), ,Neue Technologien® — neue Aufgaben und ein neues
Potential fiir die Verbesserung der Arbeitsbedingungen. WSI-Mitteilungen
34, 82 - 90.

Brinckmann, C. (1983), Arbeitszeitpréferenzen: Ein Hinweis auf neue Repra-
sentativumfragen. Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung 16, 106 - 108.

Bundesministerium fiir Forschung und Technologie (1980), Informationstech-
nologie und Beschéftigung. Eine Ubersicht iiber internationale Studien.
Wien/Diisseldorf.

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbinde (1982), Arbeitszeit-
verkiirzung: Kein geeigneter Weg fiir mehr Arbeitsplitze. Kéln.

Deutsche Angestellten Gewerkschaft (1983), Brot kann man teilen, Arbeit
auch. o, O.

Deutscher Gewerkschaftsbund (1980), Die gewerkschaftliche Forderung, Ar-
beitszeitverkiirzung. Diisseldorf.



Vom Sinn und Unsinn der 35-Stunden-Woche 511

— (1983), Arbeit fiir alle durch Arbeitszeitverkiirzung. o. O.

Deutsches Institut fiir Wirtschaftsforschung DIW (1983), Was bringt der Ein-
stieg in die 35-Stunden-Woche. DIW-Wochenbericht 31, 383 - 394.

Dostal, W. (1982), Bildung und Beschiftigung im technischen Wandel. Niirn-
berg.

— (1982 a), Fiinf Jahre Mikroelektronik-Diskussion. Mitteilungen aus der
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 15, 151 - 166.

Esser, O. (1983), Kein wirksames arbeitsmarktpolitisches Instrument. Wirt-
schaftsdienst 63, 113 - 115.

Fatiadis, F. (1981), Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen einer Verkiirzung
der Arbeitszeit. Tiibingen.

Gabriel, J. (1983), Arbeitszeitverkiirzung: Warum die Gewerkschaften sie
wollen und die Unternehmer nicht, in: Bolle, M./ Grottian, P. (Hrsg.),
Arbeit schaffen jetzt. Reinbeck, 101 - 114.

Giersch, H. (1983 a), Sittigungsgrenzen? Wirtschaftswoche 37/27, 44.

— (1983 b), Wie es zu schaffen ist. Agenda fiir die Deutsche Wirtschaftspolitik.
Stuttgart.

Gorres, P. A. (1981), Beschiftigungseffekte von Arbeitszeitverkiirzungen —
bessere Schétzung und klares Verstdndnis durch Komponentenzerlegung.
Stuttgart.

Gutowski, A. (1982), Mehr Freiheit fiir Erfolg. Wirtschaftswoche 36/29, 48 - 52.
— (1983), Arbeitszeitverkiirzung — ein Irrweg. Wirtschaftsdienst 63, 262 - 263.

Handelsblatt (1984), IG Metall: Es geht auch um die gesellschaftspolitische
Macht. 11. Januar, 4.

Heilemann, U. (1983), Common sense made difficult — Zur Diskussion um den
Einstieg in die 35-Stunden-Woche. Mitteilungen des Rheinisch-Westfili-
schen Instituts fiir Wirtschaftsforschung 34, 91 - 102.

v. Hennings, H. (1981), Arbeitsplitze mit belastenden Arbeitsanforderungen.
Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 14, 362 - 383.

Hof, B. (1979), Arbeitszeitverklirzung — ein Mittel der Beschiftigungspolitik?
Kéln.

Ifo-Institut fiir Wirtschaftsforschung (1983), Gesamtwirtschaftliche Auswir-
kungen einer Verkiirzung der Arbeitszeit. Miinchen.

Institut der Deutschen Wirtschaft (1983), Die Verkiirzung der Arbeitszeit.
Kdln.

Institut fiir Systematik und Innovationsforschung (1977), Der Einflul neuer
Techniken auf die Arbeitsplédtze. Karlsruhe.

Kalmbach, P. (1978), Rationalisierung, neue Technologien und Beschiftigung.
Gewerkschaftliche Monatshefte 8, 455 - 464.

Kaltefleiter, W. (1983), Wirtschaftliche und politische Auswirkungen der Ar-
beitszeitverkiirzung, in: Aktionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft,
27 - 40.

Kronberger Kreis (1982), Mehr Mut zum Markt — Wege zur Erneuerung von
Wirtschaft und Gesellschaft. o. O.



512 Gerold Meyer-Thoms

Kiihlewind, G. (1979), Ausgewihlte Literatur zum Thema ,Arbeitszeitver-
kiirzung” und ,flexible Arbeitszeitgestaltung®. Mitteilungen aus der Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung 12, 441 - 452.

Kunz, D. (1983), Einkommens- und Konsumeffekte der Arbeitszeitverkiirzung,
in: Kutsch, T./ Vilmar, F., 267 - 279.

Kutsch, T./F. Vilmar (1983), Arbeitszeitverkiirzung; ein Weg zur Vollbe-
schaftigung? Opladen.

Lambsdorff, O. (1982), Konzept fiir eine Politik zur Uberwindung der Wachs-
tumsschwiche und zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit. Bonn (als Manu-
skript vervielfiltigt).

Langfeld, E. (1982), The Unobserved Economy in the Federal Republic of
Germany: A Preliminary Assessment. Kiel (unvertffentlichtes Manu-
skript).

Martens, E./P. Christ (1983), Ich bin fiir Gegenwehr; Zeit-Gespriach mit
Franz Steinkiihler. Die Zeit 42, 14. Oktober, 17/19.

Matthofer, H. (1980), Humanisierung der Arbeit und Produktivitdt in der
Industriegesellschaft. K&ln.

Meier, B. (1981), Die Mikroelektronik. Koln.
Merklein, R. (1983), Konkurrenz schafft Solidaritét. Der Spiegel 15, 52 - 53.

Mertens, D. (1983), Befragungen von Arbeitnehmern iiber Formen der Ar-
beitszeitverkiirzung, in: Kutsch, T./ Vilmar, F., 207 - 220.

Mettelsiefen, B. (1978), Arbeitszeitverkiirzung: Eine Kontroverse ohne Ende?
WSI-Mitteilungen 31, 195 - 202.

Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen (1983), Modelle zur Arbeitszeitverkiirzung und Arbeitszeitver-
teilung. Minden.

Molitor, B. (1982), Wohlfahrtsstaat — die realisierte Utopie. Hamburger
Jahrbuch fiir Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 27, 29 - 53.

Okumenisch-sozialethischer Arbeitskreis Kirche-Gewerkschaft (1983), Teilen
der Arbeit ist gefordert. o. O.

Ott, E. (1979), Arbeitszeitverkiirzung als Mittel zur Bekdmpfung der Arbeits-
losigkeit?, in: Bombach, G. u.a. (Hrsg.): Neuere Entwicklungen in der
Beschéftigungstheorie und -politik. Tiibingen, 383 - 394.

Priewe, J. (1978), Beschdftigungspolitik durch Arbeitszeitverkiirzungen? Ein
Literaturbericht, in: Hochschule fiir Wirtschaft und Politik Hamburg
(Hrsg.), Arbeitsmarktpolitik, 200 - 214.

Reyher, L. (1975), Beschiftigungspolitische Alternativen zu hoher Arbeits-
losigkeit. WSI-Mitteilungen 28, 63 - 72.

Rheinisch-Westfilisches Institut fiir Wirtschaftsforschung RWI (1982), Uber-
mafB an Staat lihmt wirtschaftliche Entwicklung — Wachstum und Be-
schiftigung erfordern Mut zur Wende. Konjunkturbrief 9/10.

— (1983 a), Riickgang des Privaten Verbrauchs — Folge wirtschaftlicher
Schwiche und staatlicher Belastungen. Konjunkturbrief 1.

— (1983 b): Verkiirzung der Wochenarbeitszeit — ein Weg zur Verringerung
der Arbeitslosigkeit? Konjunkturbrief 4.

Rupp, E. (1978), Technologieorientierte Sozialforschung. Teil 1: Dokumenta-
tion ausgewdhlter Forschungsvorhaben und Verdffentlichungen. Koéln.



Vom Sinn und Unsinn der 35-Stunden-Woche 513

Sachverstindigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung (1978), Zur wirtschaftlichen Lage im Juni 1978. Sondergutachten vom
19. Juni. Stuttgart und Mainz.

Schmahl, H. J. (1977), Pessimismus ist nicht zwingend. Wirtschaftsdienst 57,
115 - 121.

Schmidt, K. D. (1976), Sattigungserscheinungen beim privaten Verbrauch?
Kieler Diskussionspapiere 45, 14 - 21.

Schudlich, E. (1983), Weniger Arbeit fiir mehr Beschiftigte. WSI-Mitteilun-
gen 36, 209 - 217.

Seifert, H. (1977), Abbau der Arbeitslosigkeit durch Arbeitszeitverkiirzung.
WISU 6, 91 - 93.

— (1983 a), Arbeitszeitpolitische Kontroversion, in: Kutsch, T./Vilmar, F.,
175 - 190.

— (1983 b), Beschiftigungswirkungen arbeitszeitpolitischer Strategien, in:
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des DGB, 5 - 30.

Soltwedel, R./N. Walter (1982), Arbeitszeitverkiirzung — Losung fiir die
wirtschaftlichen Probleme der 80er Jahre? Kieler Arbeitspapiere 141, Kiel.

Sozialdemokratische Partei Deutschlands SPD (1983), Argumente fiir Arbeits-
zeitverkiirzung. Bonn.

Der Spiegel (1983), Das tragen die Unternehmen — wer sonst?, Der IG-
Metall-Vorsitzende Hans Mayr iiber die Erfolgsaussichten des Kampfes
um die 35-Stundenwoche, Der Spiegel 44, 67 - 74.

Vilmar, F. (1976), Notwendig: Systematische Arbeitszeitverkiirzung, in: M.
Bolle (Hrsg.): Arbeitsmarkttheorie und Arbeitsmarktpolitik. Stuttgart,
186 - 200.

— (1983), Eine gemeinsame Aktion fiir Arbeitszeitverkiirzung. Schwierige
aber iiberlebensnotwendige Neuorientierung der gesellschaftlichen Grup-
pen an den Grenzen des Wachstums, in: Kutsch, T./ Vilmar, F., 28 - 72.

Vorkdétter, U./S. Wied-Nebbeling (1981), Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen
einer beschleunigten Verkiirzung der Wochenarbeitszeit. Tiibingen.

Walter, N. (1983), Statement, in: Wirtschaftsrat der CDU, 18 - 21.

Watrin, C. (1983), Statement, in: Wirtschaftsrat der CDU, 13 - 18.

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium fiir Wirtschaft (1983 a),
Konjunkturpolitik — neu betrachtet. Bonn.

— (1983 b), Vermindert Arbeitszeitverkiirzung die Arbeitslosigkeit? Bonn.

Wirtschaftsrat der CDU (1983), Arbeitszeitverkiirzung — ein Mittel der Ar-
beitsmarktpolitik? Bonn.

Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut des DGB (1981), Konflikt-
feld: Arbeitsbedingungen — Humanisierung der Arbeit. WSI-Mitteilungen
34/2.

— (1983 a), Umsetzungsprobleme bei Arbeitszeitverkiirzungen. WSI-Mittei-
lungen 36/4.

— (1983 b), Arbeitszeitverkiirzung. WSI-Arbeitsmaterialien. Diisseldorf.

Wohlers, E./D. Winkler (1981), Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen einer
Arbeitszeitverkiirzung. Hamburg.



	Gerold Meyer-Thoms: Vom Sinn und Unsinn der 35-Stunden-Woche
	Steigerung der Wohlfahrt?
	Humanisierung der Arbeit?
	Lösung des Beschäftigungsproblems?
	Änderung der gesellschaftlichen Machtverhältnisse?
	Zusammenfassung
	Summary
	Literatur


